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Aktuelles rund um den Datenschutz 

 

Datenschutz-Folgenabschätzung: Einheitliche 

EDSA-Vorlage 

Der Europäische Datenschutzausschuss (EDSA) hat am 

14. April 2026 eine Vorlage für die einheitliche Durchfüh-

rung einer Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA) ver-

öffentlicht. Bis zum 9. Juni 2026 befindet sich der Ent-

wurf in der öffentlichen Konsultation. 

Ziel dieser Vorlage ist es, die bislang unterschiedlichen 

Herangehensweisen der Datenschutzaufsichtsbehörden 

und Unternehmen in den EU-Mitgliedstaaten zu standar-

disieren und die Durchführung von DSFAs vergleichba-

rer und nachvollziehbarer zu machen. 

Nach Abschluss der Konsultation übernehmen Auf-

sichtsbehörden die EDSA-Vorlage entweder als Stan-

dard oder nutzen sie als Vorlage für ihre eigenen natio-

nalen Vorlagen. 

Die Vorlage führt durch den Bewertungsprozess und um-

fasst die Beschreibung der geplanten Datenverarbei-

tung, die Analyse von Zweck, Rechtsgrundlage und Da-

tenflüssen, die Prüfung von Notwendigkeit und Verhält-

nismäßigkeit sowie die Identifikation und Bewertung 

möglicher Risiken für die Rechte und Freiheiten betroffe-

ner Personen. Darüber hinaus werden Maßnahmen zur 

Risikominderung dokumentiert und die Einbindung rele-

vanter Beteiligter wie Datenschutzbeauftragter oder Auf-

sichtsbehörden berücksichtigt. 

Die Vorlage ist jedoch nicht verpflichtend und führt keine 

neuen rechtlichen Pflichten ein, sondern dient als praxis-

orientierte Hilfestellung. 

 

OLG Hamm zur Zulässigkeit appbasierter Kun-

denprogramme 

Mit Urteil vom 16. April 2026 hat das Oberlandesgericht 

Hamm (Az. I-13 UKl 7/25) eine Entscheidung zur Frage 

getroffen, ob appgebundene Rabattaktionen im Einzel-

handel gegen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 

(AGG) verstoßen können, konkret im Fall von Penny. 

Ausgangspunkt war eine Klage des Verbraucherzentrale 

Bundesverbands (vzbv). Dieser hatte argumentiert, dass 

App-exklusive Rabatte eine Diskriminierung darstellen 

könnten, insbesondere gegenüber älteren Menschen 

oder Menschen mit Behinderung, da diese möglicher-

weise weniger Zugang zu Smartphones oder digitalen 

Anwendungen haben. Daher wurde ein Verstoß gegen 

das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) gel-

tend gemacht. 

Das OLG Hamm wies die Klage jedoch ab. Nach Auffas-

sung des Gerichts liegt weder eine unmittelbare noch 

eine mittelbare Benachteiligung im Sinne des AGG vor. 

Entscheidend sei, dass die Nutzung der App grundsätz-

lich allen Personen offensteht und die Rabatte nicht an 

ein Merkmal wie Alter oder Behinderung anknüpfen, 

sondern allein an die Entscheidung, die App zu verwen-

den. 

 

Nutzung von Diagnosedaten für Präventions-

programme durch die Krankenkasse? 

Eine private Krankenversicherung bietet Gesundheits-

programme, wie z. B. Coaching bei Diabetes, Asthma 

oder Rückenleiden, an. Welche Versicherten könnten 

davon profitieren und wie werden diese identifiziert? 

Die Versicherung analysierte dafür die Rechnungsunter-

lagen, die Versicherte zur Leistungserstattung einreich-

ten. Hiernach ermittelte die Versicherung potenzielle 



Programmteilnehmer. Bei Neukunden und bei Vertrags-

änderungen holte sie dafür eine Einwilligung ein – bei 

den übrigen Bestandskunden allerdings nicht. 

Genau darin wurde vom Landesbeauftragten für den Da-

tenschutz Rheinland-Pfalz ein Verstoß gegen die 

DSGVO gesehen. Das Bundesverwaltungsgericht 

(BVerwG) hob die Urteile der Vorinstanzen auf und 

prüfte die Zulässigkeit der Datenverarbeitung auf meh-

reren Ebenen der DSGVO. Zunächst bestätigte das 

BVerwG, dass die Datenanalyse dem Ausnahmetatbe-

stand des Art. 9 Abs. 2 lit. h DSGVO unterfällt. Sie dient 

Zwecken der Gesundheitsvorsorge. Damit wurde aber 

zugleich eine erforderliche Interessenabwägung nach 

Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO eröffnet und daran scheiterte 

die Versicherung. Das BVerwG kam zu dem Ergebnis, 

dass die Interessen der Versicherten überwiegen. Der 

erhöhte Schutz sensibler Gesundheitsdaten nach Art. 9 

DSGVO strahlt auf die Interessenabwägung nach Art. 6 

Abs. 1 lit. f DSGVO aus und erhöht die Anforderungen 

an deren Rechtfertigung erheblich. 

• Die Vorsorgeprogramme gehören nicht zum medizi-

nischen Kernbereich der Krankenversicherung. 

• Die Datenverarbeitung trifft potenziell alle Bestands-

kunden – ohne deren Wissen und in erheblicher Streu-

breite. 

• Die Versicherung hatte ihre Verarbeitungszwecke 

den Versicherten nicht hinreichend transparent gemacht 

und damit gegen Art. 13 Abs. 1 lit. d DSGVO verstoßen. 

Damit wurde auch das Verhältnis zwischen Art. 9 

DSGVO und Art. 6 Abs. 1 DSGVO entschieden und die 

Rechtsprechung des Europäische Gerichtshof aufge-

nommen. Das BVerwG löst das Spannungsverhältnis, 

indem es den erhöhten Schutzstandard des Art. 9 

DSGVO als gewichtenden Faktor innerhalb der Interes-

senabwägung nach Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO einsetzt: 

Der besondere Schutz sensibler Daten strahlt auf die Ab-

wägung aus und erhöht die Anforderungen an das über-

wiegende Interesse des Verantwortlichen erheblich. Art. 

6 Abs. 1 lit. f DSGVO ist damit bei Gesundheitsdaten for-

mal anwendbar und die Interessen abzuwägen. Die 

Frage zur Zweckänderung und dem Verhältnis von Art. 

9 Abs. 2 DSGVO zu Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO ergibt sich 

möglicherweise aus den Urteilsgründen, die noch nicht 

veröffentlicht sind. Jedenfalls ist zu beachten, dass Prä-

ventionsangebote möglich sind, jedoch nur mit einem 

ausdrücklichen „Ja“ und der Einwilligung der Versicher-

ten. 

 

Der Restaurantbesuch im Urlaub 

Mittlerweile kennt man dies im In- und Ausland. An vielen 

Tischen in den Restaurants befinden sich QR-Codes 

zum Aufruf des Menüs und für die Bestellung. Die ver-

linkten Webseiten/Anwendungen benötigen eine Inter-

netverbindung, die via WLAN vom Gastrobetreiber oder 

Einkaufszentrum angeboten werden. Die Nutzung des 

kostenlosen WLAN erfolgt nur gegen Anmeldung zum 

eigenen Newsletter oder gegen Registrierung mit diver-

sen Pflichtfeldern. Doch nicht jeder QR-Code ist auch in 

Ordnung. Nunmehr verbreiten sich auch Betrugsma-

schen damit, das sog. „Quishing“, die dann auf täu-

schend echt aussehende Seiten verweisen und darüber 

Daten abgreifen und später missbrauchen. Daher sollte 

lieber geprüft werden, ob der aufgeklebte QR-Code auch 

der echte ist.  

Und wer sich mit einem öffentlichen und eventuell unsi-

cheren WLAN verbindet, sollte auch die Gefahr des ver-

deckten Trackings des Geräts kennen, das meterge-

naue Bewegungsprofile und eine Wiedererkennung und 

Überwachung ermöglicht.  

Auch die Verwendung von Zahlungsdiensteanbietern 

vor Ort im fernen Urlaubsland kann unangenehme Fol-

gen haben. Wichtig ist, gelegentlich auch an den Daten-

schutz im Ausland zu denken und manchmal das „un-

coole“, aber (anonyme) Bargeld im Ausland als Zah-

lungsmittel zu verwenden. 
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Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haf-

tung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Für Fragen zum Thema Datenschutz stehen Ihnen unsere zertifizierten 

Datenschutzbeauftragten gerne zur Verfügung. 

RA/StB Thomas Hesz; WP/StB Marcel Peetz (M.Acc.); Kira Scheidt; 

Stefan Gräbe 

Zertifizierte Datenschutzbeauftragte (TÜV) 
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